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Bekanntmachungen – Amtliche Mitteilungen  
Energiewende – quo vadis?
Die Bundesregierung forciert die Energie-
wende für eine langfristige sowie nachhal-
tige Entwicklung und Sicherstellung der 
Energieversorgung [1]. Die Einführung 
neuer Technologien zur Energiegewin-
nung und Energieeinsparung wird dabei 
z. B. mit dem Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG; [45]) für den Ausbau der er-
neuerbaren Energien im Strommarkt oder 
zinsverbilligten Krediten der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau für die Wärmebereit-
stellung aus erneuerbarer Energie oder die 
Sanierung von Gebäuden gefördert. Ob-
wohl die neu eingeführten Technologien 
die wesentlichen gesundheitlichen Risi-
ken des bestehenden Energieversorgungs-
systems nicht aufweisen, ist die kritische 
Betrachtung und Bewertung möglicher 
Auswirkungen sowohl auf die Gesundheit 
der Menschen als auch auf die Umwelt 
und das Ökosystem aus umweltmedizini-
scher Sicht trotz zum Teil flächendecken-
der Einführung nicht ausreichend. Daher 
soll die vorliegende Stellungnahme einen 
Beitrag zu dieser sehr komplexen Thema-
tik leisten und den aktuellen Stand zu um-
weltmedizinischen Aspekten der Energie-
wende diskutieren, dabei aber nicht nur 
auf die direkten Wirkungen der neuen 
Technologien, sondern auch auf die zum 
Teil indirekten Auswirkungen, wie bei-
spielsweise die mögliche Änderung der 
Innenluft/des Innenraumklimas bei wär-
medämmenden Maßnahmen, eingehen. 
Abschließende Empfehlungen sollten 
Gegenstand einer interdisziplinären Be-
trachtung unter Berücksichtigung weite-
rer Expertisen aus Technik, Ingenieurs-
wissenschaften etc. sein, sind aber nicht 
das Ziel der vorliegenden Stellungnahme. 
Veränderungen durch die 
Energiewende 
Unter den Begriff der Energiewende fal-
len unterschiedliche Maßnahmen. Kon-
kret zählen dazu unter anderem der Aus-
stieg aus der Kernenergie, die Reduktion 
der Energiegewinnung aus fossilen Brenn-
stoffen (Braun- und Steinkohle, Erdgas 
und -öl), der Ausbau von Windenergie 
und Photovoltaik, die zum Teil notwen-
dige Modernisierung der Stromnetze, die 
Förderung der energetischen Gebäudesa-
nierung, aber auch der Einsatz von ener-
gieeffizienten Geräten, wie z. B. Energie-
sparlampen. Diese Maßnahmen sollen 
dazu beitragen, die Entstehung von Treib-
hausgasen und anderen Luftschadstoffen 
zu vermeiden. 
Durch die große Tragweite der Projek-
te, die mit der Energiewende einhergehen, 
zählt sie zu einer der größten umweltpoli-
tischen Herausforderungen. Sie erfordert 
in ihrer Umsetzung daher unweigerlich 
Kompromisse. Bei der Entscheidungsfin-
dung muss zwischen Ökologie und Wirt-
schaftlichkeit, sozialer Gerechtigkeit und 
internationaler Wettbewerbsfähigkeit und 
insbesondere auch zwischen europäischen 
Perspektiven und lokalen Bürgerinteres-
sen abgewogen werden.
Grundsätzlich ist festzuhalten, dass 
der Rückbau der klassischen Energiege-
winnung aus der Verbrennung fossiler 
Brennstoffe, wie Braun- und Steinkoh-
le, einen erheblichen Beitrag zur Vermei-
dung der Freisetzung von klima- und ge-
sundheitsgefährdenden Stoffen wie z. B. 
Kohlenstoffdioxid, Feinstaub, Stickoxi-
den, Schwefeldioxid und Schwermetallen 
leisten kann. 
Die Reduktion der Kohleverstromung 
führt zur Verringerung der Emissionen 
von dafür typischen Luftschadstoffen (z. B. 
NOx, Feinstaub), die in einem direkten 
Zusammenhang mit negativen Gesund-
heitseffekten (z. B. Lungenkrebs, Herz-
kreislauferkrankungen) stehen [2], was 
eine gewisse Reduktion der diesbezügli-
chen Krankheitslast erwarten lässt. Erste 
Untersuchungen für Deutschland zeigen, 
dass auf Feinstaub, der aus den Kohle-
kraftwerken emittiert wird, ca. 2700–3100 
vorzeitige Sterbefälle bzw. 29.000–33.000 
verlorene Lebensjahre pro Jahr zurückzu-
führen sind [3, 4]. 
Durch den Ausstieg aus der Kern-
energiewirtschaft werden langfristig kei-
ne neuen nuklearen Abfälle anfallen. Ge-
sundheitliche Gefahren können jedoch 
weiterhin durch den Transport sowie die 
Endlagerung nuklearen Materials, auftre-
tende Havarien und daraus resultierender 
Strahlung, sowie die mögliche Kontami-
nation des Grundwassers entstehen. 
Bei einer Bilanzierung aus umwelt-
medizinischer Sicht sind auch diese nach 
heutigem Stand verminderten, aber wei-
terhin bestehenden Gesundheitsrisiken 
der alten Energieträger zu berücksichti-
gen. Inwieweit die neuen und veränder-
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ten Maßnahmen Auswirkungen auf die 
Gesundheit haben, ist bislang noch nicht 
ausreichend betrachtet und wissenschaft-
lich untersucht worden. Der derzeitige 
Forschungsbedarf wird für die jeweiligen 
Energieträger/Energieeinsparungsmaß-
nahmen unter „Kenntnislücken zu ge-
sundheitlichen Aspekten“ aufgeführt.
Diskussion umweltmedizini-
scher Komponenten sowie 
Darstellung von Lücken im 
aktuellen Kenntnisstand zu den 
einzelnen Energieträgern oder 
Maßnahmen
Die mit der Energiewende verbunde-
nen weitreichenden technologischen und 
strukturellen Änderungen werden aller 
Voraussicht nach in unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Bereichen Auswirkun-
gen zeigen. Bereits vielfach untersucht 
wurden die ökonomischen und umwelt-
bezogenen positiven und negativen Aus-
wirkungen der Energiewende mit Fokus 
auf den Bereichen erneuerbare Energien 
(Strom, Wärme), Verkehr, Mobilität, Bau-
en und Recycling.
Da die energiepolitischen Maßnahmen 
das Schutzgut menschliche Gesundheit in 
erheblichem Maße betreffen können, ge-
bietet es der vorsorgende Gesundheits-
schutz, die Chancen und Risiken für die 
menschliche Gesundheit, die mit den 
energiepolitischen Entwicklungen und 
Neuerungen entstehen könnten, frühzei-
tig zu identifizieren und diskutieren und 
diesen ggf. entgegenzuwirken. 
Im Folgenden werden umweltmedi-
zinische Aspekte ausgewählter Maßnah-
men und Energieträger, die im Rahmen 
der Energiewende von Bedeutung sind, 
kritisch betrachtet. Der Fokus der vor-
liegenden Stellungnahme liegt dabei auf 
umweltmedizinischen Aspekten: In ers-
ter Linie sollen hier die direkten Auswir-
kungen auf die Gesundheit betrachtet und 
aufgezeigt, aber auch die im Sinne einer 
Gesamtbilanzierung zwingend zu beach-
tenden indirekten Auswirkungen disku-
tiert werden.
Dabei gilt es, nicht nur die verschiede-
nen Technologien der Energiegewinnung, 
sondern auch die Maßnahmen, die zur 
Energieeinsparung eingesetzt werden, im 
Hinblick auf die potentielle Gefährdung 
des Schutzguts menschliche Gesundheit 
kritisch zu analysieren und Vergleiche 
zwischen den unterschiedlichen Alterna-
tiven, die im Kontext der Energiewende 
diskutiert werden, anzustellen.
Windenergieanlagen
Windenergieanlagen nutzen Wind als 
eine erneuerbare Energiequelle. Hierbei 
wird die kinetische Energie von Wind, 
d. h. die bewegten Luftmassen der Atmo-
sphäre technisch genutzt. Die Windener-
gie wird seit Langem genutzt, zu Beginn 
vor allem mit Windmühlen oder Segel-
schiffen, heute steht vor allem die Strom-
erzeugung durch Windenergieanlagen 
(WEA) im Vordergrund.
Die WEA nehmen in den Strategien 
zur Energiewende eine Schlüsselrolle ein, 
denn schon im Jahr 2014 lag der Anteil 
der Bruttostromerzeugung durch WEA 
an Land bei ca. 9,5% [5]. Zusammen mit 
Sonnenenergie aus Photovoltaik soll die 
Windenergie in der Zukunft die wich-
tigste Quelle für die Energiegewinnung in 
Deutschland werden. 
Kenntnisstand zu direkten gesundheit-
lichen Auswirkungen: Seit Beginn der Er-
richtung von WEA wurden einige potenti-
ell gesundheitsgefährdende Eigenschaften 
der WEA diskutiert, wobei einige der Pro-
bleme, wie periodischer Schattenwurf, 
Lichteffekte an den Reflexionsflächen 
(„Diskoeffekt“ bzw. „Stroboskopeffekt“) 
oder Eiswurf durch die technische Moder-
nisierung und Anpassung bereits beseitigt 
bzw. stark reduziert werden konnten. So 
sorgen z. B. technische Regelungen dafür, 
dass bei Schattenwurfkonditionen der 
tatsächliche Schattenwurf auf 30 min/Tag 
(8 Stunden pro Jahr) reduziert wird. Eine 
matte Lackierung der WEA und beheiz-
te Rotorblätter helfen, dass Lichtreflexio-
nen ausbleiben und wirken bei Bedarf der 
Eisbildung an den Rotorblättern entgegen. 
Studien zeigten, dass Belästigungen auch 
durch die Warnkennzeichnung von WEA 
(mit einer Höhe von mehr als 100 m) ver-
ursacht werden können [6]. Auch hier 
wurde und wird an technischen Lösun-
gen zur Reduktion der Belästigung, unter 
Beibehaltung der Sicherheit für den Flug-
verkehr, gearbeitet. Eine vorgeschriebene 
Synchronisierung der Warnbeleuchtung 
in Windparks, und die derzeit erprob-
te bedarfsgerechte Warnbeleuchtung bei 
Näherung von Luftfahrzeugen (z. B. über 
Radarsysteme) können entsprechend die 
Belästigung reduzieren. 
Neben diesen weitestgehend geklärten 
Problemen werden zurzeit Gesundheits-
risiken wie lärmassoziierte Aspekte sehr 
ausführlich diskutiert. Grundsätzlich ist 
zwischen Schall im Hörbereich, tieffre-
quentem Schall (<100 Hz) sowie Infra-
schall (<20 Hz) zu unterscheiden. 
Menschen nehmen Schall primär über 
das Ohr wahr. Diese akustische Wahr-
nehmung wird als „Hören“ bezeichnet. 
Im Bereich tiefer Frequenzen (unterhalb 
100 Hertz) nimmt jedoch die Empfindung 
der Tonhöhen ab. Auch im Infraschallbe-
reich ist eine Art „Hören“ technisch mög-
lich: Hierfür sind jedoch deutlich höhe-
re Schalldruckpegel notwendig als beim 
Hörschall. Das Gehör ist auch im Infra-
schallbereich das sensibelste Sinnesorgan 
des Menschen [7]. Erst wenn die Schall-
druckpegel deutlich über der Hörschwel-
le liegen, kann der tieffrequente Schall 
auch mit dem Tastsinn (taktil) und dem 
Gleichgewichtssinn (vestibulär) wahrge-
nommen werden. Die Hörschwelle gibt 
an, wie laut ein Ton sein muss, damit er 
vom menschlichen Gehör wahrgenom-
men werden kann. Sie ist von Mensch zu 
Mensch natürlicherweise unterschiedlich. 
Daher wird als statistischer Wert der soge-
nannte Median herangezogen: Bei diesem 
Wert kann die Hälfte der Bevölkerung den 
frequenzspezifischen Ton bei dem angege-
benen Schalldruckpegel nicht hören, die 
anderen 50 % aber schon [8].
Beim Infraschall gibt es hier eine Be-
sonderheit: Die Unterschiede in der in-
dividuellen Hörschwelle sind im Infra-
schallbereich stärker ausgeprägt als im 
Hörschallbereich. Es wird davon ausge-
gangen, dass die individuelle Hörschwelle 
bei etwa zwei Drittel der Bevölkerung in 
einem Bereich von plus/minus sechs De-
zibel (dB) um die in . Tab. 1 angegebe-
nen Werte liegt. Um den stärkeren indivi-
duellen Unterschieden gerecht zu werden, 
wurde in neueren Regelwerken die soge-
nannte Wahrnehmungsschwelle benannt, 
die durch einen anderen statistischen 
Wert definiert ist (90-Prozent-Perzentil 
der Hörschwellenverteilung): Die Wahr-
nehmungsschwelle entspricht demnach 
einem Schalldruckpegel, bei dem 90 % der 
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Bevölkerung den Ton nicht mehr hören 
kann. Daraus ergibt sich auch, dass 10 % 
der Bevölkerung besser hören, also den 
Ton auch bei dem angegebenen Schall-
druckpegel noch hören können. Außer-
dem zeigt . Tab. 1 noch einen weiteren 
wichtigen Aspekt: Je tiefer die Frequenz 
ist, desto höher muss der Schalldruckpe-
gel – also die Lautstärke – sein, damit der 
Mensch etwas wahrnimmt. So muss bei 8 
Hertz der Schalldruckpegel bei 100 Dezi-
bel liegen, bei 16 Hertz hingegen genügen 
76 Dezibel. Bei 100 Hertz würden sogar 23 
Dezibel ausreichen [8]. 
Für den Bau und Betrieb von WEA 
müssen jeweils die Immissionsrichtwer-
te (IR) nach der Technischen Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) ein-
gehalten werden, die für die jeweiligen 
Siedlungsgebiete gelten. Eine pauscha-
le Bemessung der Abstände wäre hierbei 
nur wenig zielführend, weil bei der Be-
trachtung des von der WEA ausgehenden 
Lärms auch die bereits vorhandene Lärm-
vorbelastung (z. B. durch Straßenverkehr 
oder Schienenverkehr) mit berücksichtigt 
werden soll und jede Entscheidung ent-
sprechend individuell getroffen werden 
muss. Es ist somit bei jeder Errichtung 
von WEA eine Einzelfallprüfung notwen-
dig, um die im Regelwerk TA-Lärm de-
finierten Immissionsrichtwerte einzuhal-
ten. Diese variieren je nach Siedlungstyp 
(siehe . Tab. 2).
Es ist durchaus kritisch anzumerken, 
dass eine Bewertung nach dB(A) den tief-
frequenten Anteil (<100 Hz) unterschätzt, 
zudem basieren die Werte der Technische 
Anleitung Lärm (TA-Lärm) nicht auf be-
völkerungsbasierten dosis-wirkungsbezo-
genen Studien.
Die Einhaltung der Immissionsricht-
werte nach TA-Lärm ist die Voraus-
setzung für den Bau und Betrieb von 
WEA. Neben der tatsächlich gemesse-
nen Schalldruckpegelhöhe wird ver-
mehrt die Problematik der sog. Amplitu-
denmodulation diskutiert. Diese erzeugt 
Schall im hörbaren Bereich, es handelt 
sich hierbei um eine Veränderung der 
Lautstärke (innerhalb der Grenzwerte), 
die eine erhöhte Aufmerksamkeit auf 
sich zieht und dadurch zur Belästigung 
und zu Schlafstörungen führen kann. 
Inwieweit dies der jeweiligen Konstruk-
tion der Anlagen geschuldet ist, ist bis-
lang noch offen. 
Viel diskutiert ist die Frage der Emis-
sion von Infraschall durch WEA. Die 
Tatsache, dass WEA (wie auch andere 
technische Infrastrukturen des Alltags) 
Infraschall produzieren, ist zunächst 
richtig, jedoch zeigen aktuelle Studien 
aus Baden-Württemberg und Bayern, 
dass der durch WEA erzeugte Infraschall 
deutlich unterhalb der menschlichen 
Hör- bzw. Wahrnehmungsschwelle nach 
DIN 45680 liegt [8, 9]. In der Studie der 
Landesanstalt für Umwelt, Messungen 
und Naturschutz Baden-Württemberg 
(LUBW) wurden Messungen für unter-
schiedliche Anlagentypen und Abstände 
zu den Anlagen durchgeführt. Hierbei 
zeigt sich, dass bereits ab einer Entfer-
nung von 300  Metern die Infraschalle-
missionen zu einem großen Teil auf die 
durch den Wind erzeugten Geräusche 
zurückzuführen sind. Ein signifikanter 
Unterschied der Lärmemissionen zwi-
schen einer Anlage in Betrieb und einer 
Anlage außer Betrieb konnte ebenfalls 
nicht festgestellt werden [9]. Nach derzei-
tiger Studienlage kann davon ausgegan-
gen werden, dass WEA zwar Infraschall 
emittieren, die gemessenen Werte jedoch 
unterhalb der Wahrnehmungsschwelle 
liegen und der gemessene Schall ab ei-
ner gewissen Entfernung (Beispiel s. o.) 
zur WEA eher auf andere Quellen (z. B. 
Wind, Verkehr) zurückzuführen ist. 
Gemessen an den Beschwerden, die 
durch betroffene Bürgerinnen und Bürger 
an die deutschen Landesämter herange-
tragen wurden, dominieren in Bezug auf 
Infraschall und tieffrequenten Schall an-
dere Lärmquellen, wie z. B. Wärmepum-
pen (9,3 %), Biogasanlagen (8,4 %) und 
Blockheizkraftwerke (6,5 %). Für den Be-
reich der Windkraftanlagen liegt die Be-
schwerderate deutlich niedriger (3,3 %) 
[10]. Hierbei sollte allerdings beachtet 
werden, dass die Beschwerden, die von 
den Personen an die Landesämter heran-
getragen worden sind, nicht zwingend auf 
Belastungen durch z. B. WEA zurückge-
führt werden müssen. Ohne eine tatsäch-
liche Belastungsprüfung (Messung von 
Infraschall und Überprüfung der Quel-
len) kann eine eindeutige Zuordnung der 
Belastung alleinig beruhend auf selbstbe-
richteten Aussagen der Bürgerinnen und 
Bürger nicht erfolgen. 
Anders sieht es für die Schallimmis-
sion im Bereich von 20 Hz bis 100 Herz 
aus. Dieser tieffrequente Anteil des Fre-
quenzspektrums, oberhalb der Hör- und 
Wahrnehmungsschwelle, kann unter Um-
ständen eine wichtige Rolle in der Lärm-
belästigung der Anwohner und Anwoh-
nerinnen spielen [7]. 
Kenntnislücken zu gesundheitlichen As-
pekten: Insgesamt ist festzuhalten, dass die 
Effekte von Infraschall und tieffrequen-
tem Schall auch unterhalb der Wahrneh-
mungsschwelle noch nicht ausreichend 
und abschließend erforscht wurden [11].
Aspekte zu den indirekten Auswirkun-
gen: Die WEA zeichnen sich vor allem 
dadurch aus, dass während des Betriebs 
keine klimagefährdenden Gase entstehen 
und die Flächeninanspruchnahme im 
Vergleich zu anderen Energieerzeugungs-
methoden deutlich geringer ist. Allerdings 
führen diese Anlagen zu landschaftli-
chen Veränderungen, z. B. Beeinträchti-
gung der landschaftlichen Integrität kul-
turlandschaftsprägender Denkmale und 
haben auch Auswirkungen auf den Tou-
rismus [12]. Auch die Hinderniskenn-
zeichnung kann sich belästigend auswir-
ken. Die Präsenz und Dichte von WEA in 
einigen Teilen Deutschlands hat auch zu 
umweltpsychologischen Wirkungen ge-
führt, wie etwa der Belästigung durch vi-
Tab. 1 Hörschwellen1 und Wahrnehmungsschwellen2 im Infraschall-Frequenzbereich
Schwelle Schalldruckpegel [dB(Z)]3 bei einer Frequenz4 von
Hz 10 Hz 12,5 Hz 16 Hz 20 Hz
Hörschwelle 103 95 87 79 71
Wahrnehmungsschwelle 100 92 84 76 68,5
DIN 45680, März 1997: Messung und Bewertung tieffrequenter Geräuschimmissionen in der Nachbarschaft
Entwurf DIN 45680, September 2013: Messung und Bewertung tieffrequenter Geräuschimmissionen
dB(Z) unbewerteter mittlerer Schalldruckpegel
Terzmitten-Frequenz
(Quelle: Bayerisches Landesamt für Umwelt; 2014)
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suelle Merkmale und einer persönlichen 
negativen Einstellung gegenüber WEA.
Biogas
In Biogas-Anlagen werden überwiegend 
nachwachsende Rohstoffe wie Raps, Hir-
se, Grassilage und in Deutschland häufig 
Mais als Substrat eingesetzt. Die Rohstof-
fe werden durch spezielle Bakterien unter 
Ausschluss von Sauerstoff (anaerob) in 
vier Phasen abgebaut. Die dabei von den 
Bakterien produzierten Gase bestehen zu 
zwei Dritteln aus Methan, daneben aus 
Kohlendioxid, Sauerstoff, Stickstoff und 
einer geringen Menge weiterer Gase. In 
Blockheizkraftwerken wird das durch die 
Gärung entstandene Biogas für die Strom- 
und Wärmeerzeugung genutzt.
Kenntnisstand zu direkten gesund-
heitlichen Auswirkungen: Im BMBF For-
schungsvorhaben „Risiken durch Ab-
wässer aus der intensiven Tierhaltung für 
Grund- und Oberflächenwasser“ wurden 
folgende Auswirkungen von Biogasanla-
gen identifiziert [47] [Aus „Verbundpro-
jekt RiskAGuA: Risiken durch Abwässer 
aus der intensiven Tierhaltung für Grund 
und Oberflächenwasser“, BMBF For-
schungsvorhaben, Förderkennzeichen 
02WRS1274A (2012–2015) siehe Home-
page http://www.riskagua.de]:
 5 Schwermetalle (z. B. Kupfer, Zink) 
werden durch Biogasanlagen nicht 
zurückgehalten [13].
 5 Im Gärrest konnte eine deutliche Zu-
nahme von Bakterien der klinisch 
unbedenklichen Familie Bacillaceae 
nachgewiesen werden. 
 5 Der überwiegende Anteil der Bakteri-
en im Gärrest besteht aus nicht kulti-
vierbaren Methanbakterien (Domäne: 
Archaea).
 5 Kultivierungsunabhängige Analysen 
belegen, dass bisher nicht beschrie-
bene Vertreter des Phylum Firmicu-
tes den größten Teil der Bakterien in 
Gülle/Festmist und Gärrest ausma-
chen.
 5 Resistenzgene und resistente Bakte-
rien werden über die Passage in der 
Biogasanlage reduziert, das bedeu-
tet eine Abnahme des ökotoxikologi-
schen Potentials.
 5 Die Resistenzmuster der Isolate aus 
Gülle/Festmist und Gärrest unter-
scheiden sich nur geringfügig.
 5 Quantitative Analysen zeigen eine po-
sitive Korrelation zwischen Antibioti-
kaeinsatz und Resistenzgenen. 
 5 Die Zahl der Resistenzgen-Kopien in 
Gärresten ist gegenüber Gülle/Fest-
mist reduziert.
 5 Der qualitative und quantitative 
Nachweis von Resistenzgenen lässt 
keine direkte Aussage über das Vor-
handensein pathogener Bakterien, die 
eine Resistenz ausprägen, zu.
 5 Einige Veterinärantibiotika (Tetracyc-
line, Sulfonamide) werden durch Bio-
gasanlagen weitgehend eliminiert. 
 5 Bakterien: Klinisch relevante Mikro-
organismen wie Salmonellen, Clostri-
dium botulinum, C. difficile und Sta-
phylococcus aureus wurden in Gülle/
Festmist und Gärrest nicht nachge-
wiesen.
 5 Biogasanlagen reduzieren den Anteil 
der kultivierbaren, potentiell pathoge-
nen Bakterien der Gattungen Escheri-
chia, Shigella, Enterococcus, Staphylo-
coccus. 
 5 Durch (Über)düngung auf den An-
bauflächen der in Biogasanlagen ver-
wendeten Substrate wie z. B. Mais, 
können Grundwasserverunreinigun-
gen hervorgerufen werden. 
 5 Hochentzündliche und toxisch wir-
kende Gase (z. B. Methan und Schwe-
felwasserstoff) können entweichen.
 5 In der Umgebung können Geruchsbe-
lästigungen auftreten.
 5 Das Verbrennen von Biomasse stellt 
in der EU eine wichtige Quelle der 
Luftverschmutzung dar [14].
Kenntnislücken zu gesundheitlichen Aspek-
ten: Beim bestimmungsgemäßen Betrieb 
der Biogasanlage werden humanpathoge-
ne Bakterien (z. B. Clostridium botulinum, 
Clostridium difficile) oder antibiotikaresis-
tente Erreger wie Methicillin-resistenter 
Staphylococcus aureus (MRSA) und Bak-
terien, hier insbesondere Escherichia Coli, 
die Enzyme mit einem breiten Spektrum 
(Extended Spectrum Beta-Lactamases/
ESBL) produzieren, welche viele Antibio-
tika unwirksam machen, wie z. B. ESBL-
E. coli im Gärprozess reduziert. Über die 
Auswirkungen insbesondere bei Störun-
gen oder bei nicht bestimmungsgemä-
ßem Betrieb, wie beispielsweise beim Ein-
satz kontaminierter Bioabfälle, ist wenig 
bekannt. Sollte es zu einer Vermehrung 
während des Gärprozesses kommen, er-
folgt durch das Ausbringen der Gärres-
te auf die Felder ein potenzieller Eintrag 
solcher Erreger in die Nahrungskette. Er-
kenntnislücken gibt es zur Verbreitung 
der austretenden Stoffe – Gase, Partikel, 
Bakterien etc. und der dadurch im wei-
teren Umfeld einer Biogasanlage auftre-
tenden Belastungen, so dass eine umwelt-
medizinische Bewertung zum aktuellen 
Zeitpunkt nicht abschließend möglich ist. 
Aus umweltmedizinischer Sicht fehlen so-
wohl Luftmessdaten als auch Daten zu ge-
sundheitlichen Auswirkungen. Inwieweit 
auch Geruchs Belastungen gesundheitlich 
zu bewerten sind, wird zunehmend dis-
kutiert [15]. Aus Sicht des Katastrophen-
schutzes sind Störfälle in Biogasanlagen in 
der Störfallverordnung noch nicht hinrei-
chend abgebildet, auch hieraus ergibt sich 
aus umweltmedizinischer Sicht ein Risiko.
Aspekte zu den indirekten Auswirkun-
gen: Beim Betrieb von Biogasanlagen kön-
nen klimarelevante Gase emittiert wer-
den, es kann zu Stickstoff-Auswaschungen 
kommen und es besteht die Gefahr der 
Grundwasserkontaminierung mit Nitrat 
aus den Gärresten. 
Biogasanlagen hatten nur relative kurze 
Zeit das Image eines vielversprechenden 
neuen Hoffnungsträgers im Bereich der 
erneuerbaren Energien. Wenngleich es 
Tab. 2 Einzuhaltende Immissionsrichtwerte (dB(A) nach Siedlungstyp (TA-Lärm; BMI, 1998)
Gebietsart Tag Nacht
Industriegebiete 70 dB(A) 70 dB(A)
Gerwerbegebiete 65 dB(A) 50 dB(A)
Kern-, Dorf-, Mischgebiete 60 dB(A) 45 dB(A)
Allgemeine Wohngebiete 55 dB(A) 40 dB(A)
Reine Wohngebiete 50 dB(A) 35 dB(A)
Kurgebiete, Krankenhäuser, Pflegeanstalten 45 dB(A) 35 dB(A)
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sich bei den Rohstoffen, die in Biogasan-
lagen verwendet werden, um nachwach-
sende Rohstoffe handelt, ist die Energieer-
zeugung in Biogasanlagen nach Einbezug 
der gesamten Produktionskette nicht 
treibhausgasneutral und der Flächenver-
brauch ist im Vergleich zu Windenergie- 
oder Photovoltaikanlagen wesentlich hö-
her. Diese Technologie birgt bei Unfällen 
und Havarien zudem Gefahren für Men-
schen und Rettungskräfte. Es ist daher 
umso wichtiger, Rettungsdienste und Feu-
erwehren für die potenziellen Risiken zu 
sensibilisieren, um Sicherheitsstrategien 
zu etablieren und Biogasanlagen auch im 
Rahmen der Gefahrenabwehr in die Ge-
fahrenabwehrpläne aufzunehmen. Vie-
le Anlagen befinden sich im ländlichen 
Raum und damit oft im Zuständigkeits-
bereich kleiner Wehren. Diese müssen mit 
geeignetem Messgerät und Schutzbeklei-
dung ausgerüstet und entsprechend aus- 
und fortgebildet werden [16].
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG; [45]) förderte zunächst den Ein-
satz von Biogasanlagen, jedoch wurden 
bereits im EEG 2014 Subventionierun-
gen für Biogasanlagen reduziert und Ein-
schränkungen bestimmt, denen zufol-
ge nur noch Rest- und Abfallprodukte 
in Biogasanlagen verwertet werden sol-
len, um dem intensiven Anbau von nach-
wachsenden Rohstoffen, das heißt dem 
Flächenverbrauch, der Überdüngung und 
der Monokultur entgegen zu wirken. Dies 
geschah vor dem Hintergrund, dass durch 
den intensiven Einsatz von Biogasanlagen 
wesentliche Klima-, Natur-, Umwelt- und 
Gesundheitsschutzziele als gefährdet ein-
geschätzt wurden. 
Holzfeuerung
Die Nutzung von privaten Kleinfeue-
rungsanlagen ist bei der Verbrennung 
von nachhaltig angebautem Holz eine 
CO2-neutrale Wärmegewinnungsmetho-
de. Dies kann allerdings bei vielen käuflich 
erwerbbaren Materialien nicht garantiert 
werden. Besonders bedenklich ist hierbei 
der Ausstoß diverser Luftschadstoffe und 
Feinstäube, die unter anderem auf inad-
äquates Brennmaterial zurückzuführen 
sind. Die Gesamtmenge des Feinstaubs 
aus Kaminöfen und anderen Holzfeue-
rungsanlagen in Deutschland übersteigt 
mittlerweile diejenige aus den Auspuff-
rohren aller Pkw, Lkw und Motorräder 
[17]. Wie viel Feinstaub ein Ofen tatsäch-
lich ausstößt, hängt aber nicht nur von 
Art und Alter der Anlage ab. Auch die Art 
der Befeuerung, der Wartungszustand der 
Anlagen sowie die Auswahl und Qualität 
des genutzten Holzes spielen eine Rolle.
Die novellierte Bundesimmissions-
schutzverordnung für mittlere und kleine 
Feuerungsanlagen (1.BImSchV; [43]) re-
gelt im Sinne der Luftreinhaltung die An-
forderungen an das Emissionsverhalten, 
auch von Pelletkesseln und -öfen. Für den 
Feinstaubausstoß sind die Grenzwerte ab 
dem 1. 1. 2015 für neu in Betrieb genom-
mene Anlagen (für ältere Anlagen gel-
ten Übergangsfristen) verpflichtend ein-
zuhalten (Staub für Pelletkessel 0,02 g/m 
³-; für Pelletofen luftgeführt 0,03 g/m ³-; 
für Pelletofen wassergeführt 0,02 g/m ³). 
Durch die große Verbreitung von Klein-
feuerungs- und Holzfeuerungsanlagen im 
ländlichen wie im urbanen Raum ist die 
Feinstaubbelastung durch Holzfeuerung 
entsprechend weit verbreitet. 
Kenntnisstand zu direkten gesundheitli-
chen Auswirkungen: Die Kleinfeuerungs-
anlagen produzieren Feinstaub mit Par-
tikeln, die auch in die Lunge eindringen 
können. Feinstaub (engl. particulate mat-
ter; PM) – wird in unterschiedliche Klas-
sen (Fraktionen) eingeteilt. Maßeinheit 
ist die Partikelgröße. PM10 ist die Katego-
rie für Teilchen, die kleiner sind als zehn 
Mikrometer. Die Kategorie PM2,5 umfasst 
entsprechend Teilchen, die kleiner sind als 
2,5 Mikrometer, und tiefer in Atemwege 
und Lunge sowie leichter in den Organis-
mus gelangen können. Mehr als 90 % des 
Staubanteils von kleinen Holzfeuerungs-
anlagen wird durch Staub der Partikelgrö-
ße PM10 also von inhalierbaren Staubteil-
chen bestimmt.
Die Belastung mit Feinstaub (PM2.5) 
kann sowohl akut gesundheitliche Be-
schwerden z. B. akute Reizwirkung auf 
die Atemwege und bei Personen mit be-
stehenden Asthmaerkrankungen Exa-
zerbationen verursachen, aber auch zu 
chronischen Belastungen mit erhebli-
chen Gesundheitseffekten führen, die bis 
hin zu vorzeitigem Versterben auf Grund 
von z. B. kardiopulmonalen Erkrankun-
gen oder Lungenkrebs reichen können. 
Die Holzfeuer-Partikel enthalten unge-
wöhnlich viele polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe (PAK), die krebserre-
gend sind. 
Eine starke Belastung mit solchen Teil-
chen gilt als Risikofaktor für verschiedene 
akute und chronische Atemwegserkran-
kungen, Herz-Kreislauf-Erkrankungen 
und einige Krebserkrankungen. 
Kenntnislücken zu gesundheitlichen As-
pekten: Es ist bekannt, dass offene Kamine 
zu einer Belastung der Innenraumluft mit 
Feinstaub führen können. Bei geschlosse-
nen Kaminen und Kachelöfen sieht die Si-
tuation für die Innenraumluft besser aus. 
Dies setzt aber eine korrekt ausgeführte 
und dichte Abgasführung sowie das Ver-
wenden abgelagerten, trockenen Holzes 
voraus. Über die Feinstaub-Belastung so-
wohl durch offene Kamine als auch durch 
geschlossene Anlagen im Innenraum (z. B. 
im Wohnzimmer) liegen bisher nur weni-
ge Erkenntnisse vor [18].
Photovoltaik
Photovoltaik (PV) bezeichnet die direk-
te Umwandlung von Sonnenstrahlung in 
elektrischen Strom. Strahlungsenergie der 
Sonne wird durch Solarzellen aufgefangen 
und in Elektrizität umgewandelt.
Die Energiewandlung geschieht mit 
Hilfe von Solarzellen, die zu sog. Solar-
modulen verbunden und in Photovoltaik-
anlagen eingesetzt werden. Während des 
Betriebs entstehen keine Nebenprodukte 
oder Abgase.
Kenntnisstand zu direkten gesundheit-
lichen Auswirkungen: Direkte gesundheit-
liche Auswirkungen sind durch das Be-
treiben der Anlagen als solches nicht zu 
erwarten. Allerdings ist der Herstellungs- 
und Recycling- oder Entsorgungsprozess 
von PV-Anlagen mit zum Teil problema-
tischen Rohstoffen zu nennen. 
Mit der raschen Verbreitung der PV-
Anlagen ist eine Vielzahl unterschiedli-
cher Solarmodule mit unterschiedlichs-
ten Materialien auf den Markt gelangt. 
Neben Silicium als Trägersubstanz der 
Solarzelle wird verstärkt die Produktion 
von Solarzellen mit den preisgünstigeren 
Cadmium–Tellurid-Solarzellen (CdTe-
Solarzellen) betrieben, die aktuell bereits 
einen Anteil von ca. 10 % ausmachen. Das 
Material ist aufgrund seiner Eigenschaf-
ten sehr gut für die Umwandlung von 
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Sonnenlicht in Elektrizität geeignet [19]. 
Ein Review dreier großer Studien, orga-
nisiert vom European Commission’s Joint 
Reseach Center (JRC) bilanziert, dass das 
Umwelt- und Gesundheitsrisiko von 
CdTe-Solarzellen bei bestimmungsge-
mäßer Verwendung minimal ist. Auch die 
Emissionsprodukte, die während der Le-
benszeit der Solarmodule entstehen, sind 
extrem niedrig [20]. Fthenakis [21] resü-
miert, dass CdTe-Module kein Gesund-
heits- und Umweltrisiko während des Ge-
brauchs und nach dem Recyclingprozess 
darstellen [21].
Allerdings kann z. B. bei zerbroche-
nen, der Witterung ausgesetzten Solar-
modulen ebenso im Recycling- oder Ent-
sorgungsprozess Cadmium in die Umwelt 
freigesetzt werden, wodurch die Gesund-
heit geschädigt werden kann, denn Cad-
mium ist nachgewiesenermaßen ein hu-
mankanzerogener Stoff. Dennoch haben 
erneuerbare Energien dieser Art, ins-
gesamt betrachtet, eine deutlich besse-
re Öko-Bilanz gegenüber den fossilen 
Brennstoffen. Zu diesem Ergebnis kommt 
eine Lebenszyklus-Analyse internationa-
ler Wissenschaftler und Wissenschaftle-
rinnen [22].
Kenntnislücken zu gesundheitlichen As-
pekten: Die Lebensdauer von Solarzellen 
ist begrenzt, da sie mit zunehmendem 
Alter weniger Strom liefern, sie wird für 
kristalline Solarzellen in Fachkreisen auf 
durchschnittlich 20–25  Jahre geschätzt. 
Um die problematischen Stoffe zu recyc-
len, ist die Einführung eines Rücknahme-
programms zur Wiederverwendung drin-
gend zu empfehlen [23, 24]. Bislang gibt 
es in Deutschland noch keine rechtliche 
Regelung zur Entsorgung alter Photovol-
taikanlagen.
Aspekte zu den indirekten Auswirkun-
gen: Im Gegensatz zu Anlagen, die auf 
oder in Dächern montiert werden, ist der 
Landverbrauch bei auf dem Boden instal-
lierten PV-Anlagen ein zentraler Kritik-
punkt [22]. Hinzu kommt, dass die Pro-
blematik der Spiegelung und Blendung 
von PV-Anlagen auf Dächern durch die 
zur besseren Energienutzung aufgebrach-
te Antireflexschicht zwar zum Teil gemin-
dert wird, jedoch zu bestimmten Jahres- 
und Tageszeiten trotzdem als störend und 
belästigend wirken können [25]. Insge-
samt können weitere indirekte gesund-
heitsrelevante Aspekte benannt werden 
(Bodenverdichtung, Bodenversiegelung, 
Bodenumlagerung und -durchmischung 
auf Zufahrtsstraßen und Plätzen; Die 
Einzäunung führt zum Flächenentzug, 
zur Zerschneidung von Grünräumen; 
Geräusche, Erschütterungen und stoffli-
che Emissionen werden z. B. durch Bau-
stellen- und Wartungsverkehr verursacht; 
Die Überdeckung von Boden durch So-
lar-Modulflächen führt zur Beschattung, 
Veränderung des Bodenwasserhaushal-
tes sowie Bodenerosion. Durch das Auf-
heizen der Solar-Module wird Wärme an 
die Umgebung abgegeben; Es können sich 
elektrische und elektromagnetische Felder 
bilden).
Wasserkraft
Wasserkraft ist eine der ältesten Energie-
quellen, bei der Wasser aufgestaut wird, 
um Mahl- oder Sägewerke anzutreiben 
oder Strom mithilfe von Turbinen zu er-
zeugen. Die Stromerzeugung hat einen 
hohen Wirkungsgrad wobei weder Schad-
stoffe noch Abwärme entstehen, die an die 
Umwelt abgegeben werden. 
Kenntnisstand zu direkten gesundheit-
lichen Auswirkungen: Direkte gesundheit-
liche Auswirkungen auf den Menschen 
sind beim Betrieb nicht zu erwarten. Ins-
gesamt schneidet die Wasserkraft von al-
len anderen fossilen, nuklearen oder neu-
en Energieträgern aus gesundheitlicher 
Sicht bei der Betrachtung der Auswir-
kungen, wie Klimawandel, menschliche 
Gesundheit, Ozon, Humantoxizität, pho-
tochemische Oxidation, Feinstaubentste-
hung sowie ionisierende Strahlung am 
besten ab [26].
Kenntnislücken zu gesundheitlichen As-
pekten: Keine bekannt 
Aspekte zu den indirekten Auswirkun-
gen: Negativ zu beurteilen ist, dass beim 
Bau eines Wasserkraftwerks/Stausees 
massiv in die Landschaftsökologie einge-
griffen wird. Die negativen Aspekte be-
treffen vor allem die Landschaftszerstö-
rung, die Flussregulierungen, die Störung 
der Kontinuität von Fließgewässern, grö-
ßere Gefahren durch Erdbeben bei großen 
Stauseen, rasch wechselnde Flusswasser-
führung, Verminderung der Fischbestän-
de, Umsiedlung von Anwohnerinnen und 
Anwohnern [27].
Hochspannungsleitungen 
Informationen des Bundesamtes für 
Strahlenschutz (BfS), der Strahlenschutz-
kommission (SSK), ein veröffentlichter 
Artikel [28], sowie ein Teil-veröffentlich-
tes Papier von [29] bilden die Grundlage 
der hier wiedergegebenen Hinweise zu 
den gesundheitlichen Auswirkungen elek-
tromagnetischer Felder.
Zur Übertragung elektrischer Energie 
über große Entfernungen werden Hoch- 
und Höchstspannungsleitungen im Ver-
bundnetz eingesetzt. Dabei werden be-
sonders hohe elektrische Spannungen 
angelegt (min. 60 kV (Kilovolt) bis ca. 
1000 kV). So kann ohne allzu hohe Leis-
tungsverluste mit moderater Stromstär-
ke eine hohe elektrische Leistung über-
tragen werden. Die Spannung wird dabei 
umso höher gewählt, je höher die über-
tragene Leistung und je länger die Leitung 
ist. Im Umfeld entsteht dabei ein nieder-
frequentes elektrisches und magnetisches 
Feld. Das elektrische Feld lässt sich leicht 
durch Bäume, Erdreich oder Hauswände 
abschirmen und es dringt kaum in den 
menschlichen Körper ein. Magnetische 
Felder besitzen die Eigenschaft, Hauswän-
de und auch den menschlichen Körper zu 
durchdringen und können nicht ohne 
weiteres abgeschirmt werden.
In Deutschland sind die meisten Hoch-
spannungsleitungen Freileitungen, es gibt 
wenige im Boden verlegte Hochspan-
nungs-Erdkabel. Im Vergleich zu Frei-
leitungen verursachen Erdkabel wesent-
lich höhere Kosten, erfordern aufwändige 
Tiefbauarbeiten in einer den Freileitungen 
vergleichbaren Trassenbreite und die Frei-
haltung des Trassenbereiches für etwaige 
Reparaturarbeiten aufgrund von Schä-
den, die durch Korrosion, Überspannun-
gen, Übererwärmungen oder durch äuße-
re mechanische Einwirkungen verursacht 
werden können. Die elektrischen Verlust-
leistungen verursachen Bodenerwärmun-
gen, die im Trassenbereich zur Bodenaus-
trocknung und zur Beeinträchtigung des 
Biotops führen können [30].
Mit dem Umstieg auf erneuerbare 
Energien ergibt sich die Notwendigkeit, 
große Strommengen in Deutschland von 
Nord nach Süd zu transportieren. Die ört-
liche Festlegung der sich daraus ergeben-
den Neuerrichtung und Verstärkung von 
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Hochspannungsleitungen ist noch nicht 
erfolgt. 
Kenntnisstand zu direkten gesundheit-
lichen Auswirkungen: Bislang wurden 
überwiegend Hochspannungsleitungen 
mit Wechselstromübertragung (HWÜ) 
betrieben, deren Freileitungen ein nie-
derfrequentes elektrisches bzw. magneti-
sches Feld erzeugen.
Auf den Web-Seiten des Bundesamt 
für Strahlenschutz werden die Gesund-
heitliche Aspekte niederfrequenter elekt-
rischer Feldintensitäten bei Wechselstrom 





Ferner werden definierte Wirkungen 
(z. B. Einflüsse auf das Krebsgeschehen 
und auf neurodegenerative Erkrankun-
gen) wissenschaftlich diskutiert:
 5 Es besteht ein epidemiologischer Zu-
sammenhang zwischen der Expo-
sition gegenüber niederfrequenten 
Magnetfeldern (NF MF) und einer 
Häufung kindlicher Leukämien [31, 
32].
 5 Die IARC (International Agency for 
Research on Cancer) stufte 2002 nie-
derfrequente Magnetfelder in die 
Gruppe 2b (möglicherweise krebser-
regend) ein [46].
 5 Wissenschaftliche Ergebnisse sind 
heterogen und zeigen eine geringe 
Evidenz bezüglich des Zusammen-
hangs von NF MF und Hirntumoren, 
Leukämien bei Erwachsenen sowie 
amyotropher Lateralsklerose [33] und 
Fehlgeburten. Solche Zusammenhän-
ge werden überwiegend für unwahr-
scheinlich gehalten.
 5 Übereinstimmend wird der Zusam-
menhang von NF EMF mit dem Auf-
treten von Brustkrebs, Alzheimer- Er-
krankungen und dem Auftreten von 
Depressionen abgelehnt.
 5 Die Existenz einer Elektrosensibilität 
ist aktuell nicht wissenschaftlich be-
legt [28].
Die Strahlenschutzkommission emp-
fiehlt, dass an Orten, die Trägerinnen und 
Trägern von elektronischen Implantaten 
(wie Herzschrittmachern oder implan-
tierten Defibrillatoren) zugänglich sind 
und an denen ein Ausweichen nicht zu-
mutbar ist, Werte für das niederfrequente 
Magnetfeld von 10 bzw. 15 µT nicht über-
schritten werden sollten [34].
Neben den bekannten Hochspan-
nungsleitungen mit Wechselstromüber-
tragung (HWÜ) sollen auch die für lange 
Distanzen günstigeren Hochspannungs-
leitungen mit Gleichstromübertragung 
(HGÜ) eingesetzt werden. Hochspan-
nungsleitungen mit Gleichstromübertra-
gung stellen eine neuere Technik dar. Hier 
liegt ein statisches elektrisches und mag-
netisches Gleichfeld vor.
Derzeit wird davon ausgegangen, dass 
die statischen Magnetfelder von HGÜ-
Leitungen in unmittelbarer Trassennähe 
in etwa die Größenordnung des natürli-
chen Erdmagnetfeldes erreichen werden. 
Dieses hat in Deutschland eine magneti-
sche Flussdichte von etwa 50 Mikrotes-
la. Über die elektrischen Feldstärken von 
HGÜ-Freileitungen liegen noch wenige 
Informationen vor; für sie gilt allerdings 
– da statische elektrische Felder nicht 
in den Körper eindringen – auch keine 
Grenzwertbeschränkung [35]. Im Un-
terschied zu den Hochspannungs-Wech-
selstrom-Leitungen können sich um die 
Leiter größere Raumladungswolken ge-
ladener Teilchen ausbilden, die zur Io-
nisation der Luft führen und chemische 
Verbindungen wie Ozon und Stickoxide 
entstehen lassen können. Bei HGÜ treten 
im Vergleich zu Hochspannungs-Wech-
selstrom-Leitungen deutlich höhere elek-
trische Bodenfeldstärken auf und die elek-
trischen Gleichfelder können sich durch 
Windverfrachtungen der Ladungswol-
ke über größere Bereiche erstrecken. So-
wohl die elektrische Feldstärke als auch 
die magnetische Flussdichte nehmen mit 
dem Abstand von der Quelle erheblich ab. 
Im Erdboden verlegte HGÜ Kabel-
leitungen erzeugen an der Erdoberfläche 
praktisch nur magnetische Gleichfelder. 
Weder äußere elektrische Felder noch 
Koronaentladungen spielen hier eine Rol-
le (und damit auch kein Ozon und keine 
Stickoxide). 
Die 26. Bundesimmissionsschutz-
verordnung sieht für Magnetfelder, die 
durch HGÜ verursacht werden, einen 
Grenzwert von 500 Mikrotesla vor. Die 
zu erwartenden Flussdichten der HGÜ 
liegen selbst in Trassenmitte mit 45 Mik-
rotesla weit unterhalb der (internationa-
len) Grenzwertempfehlung. Sie ähneln 
der Flussdichte des Erdmagnetfeldes, 
das in Mitteleuropa etwa 50 Mikrotesla 
beträgt. 
Für Gleichstromübertragung sind bio-
logische Effekte und damit unmittelbare 
gesundheitliche Wirkungen statischer Fel-
der nur bei sehr hohen Magnetfeldstärken 
bekannt. Bei den niedrigen Magnetfeld-
stärken in der Umgebung von HGÜ-Lei-
tungen oder Konvertern sind daher keine 
gesundheitlich negativen Wirkungen zu 
erwarten. Schwächere Magnetfelder kön-
nen aber ein mittelbares Risiko darstellen, 
weil sie Kräfte auf magnetisierbare Objek-
te ausüben und Implantate beeinflussen 
können [35].
Kenntnislücken zu gesundheitlichen 
Aspekten: Forschungsbedarf besteht ins-
besondere zur Frage, ob von magneti-
schen Gleichfeldern der HGÜ ein zu-
sätzliches Risiko für die Krebsentstehung 
ausgeht. 
Aspekte zu den indirekten Auswirkun-
gen: Die Hochspannungsleitungen führen 
zu Beeinträchtigung der landschaftlichen 
Integrität, zerschneiden mit ihren Trassen 
die Landschaft und haben auch Auswir-
kungen auf die Tierwelt (z. B. Vögel) und 
den Tourismus. 
Energiespeicher
Zur Gewährleistung der Versorgung bei 
wind- oder sonnenarmem Wetter wird 
langfristig ein Mix verschiedener Spei-
chertechnologien erforderlich sein. Die 
Bundesregierung hat im Rahmen des 6. 
Energieforschungsprogramms 200 Mio. 
Euro für die „Förderinitiative Energiespei-
cher“ bereitgestellt. Dabei sollten gesund-
heitliche Aspekte bereits in der Entwick-
lung bedacht werden.
Kenntnisstand zu direkten gesundheit-
lichen Auswirkungen: Die direkten Aus-
wirkungen werden zum einen durch die 
Zu- und Ableitungen der Hochspan-
nungsleitungen ausgelöst (siehe dort), so-
wie durch die vorhandenen elektrischen 
und magnetischen Felder am Energiespei-
cher selbst.
Kenntnislücken zu gesundheitlichen As-
pekten: Forschungsbedarf besteht zu den 
biologischen Wirkungen der elektrischen 
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Energiesparen ist ein wichtiges Anlie-
gen der Umweltpolitik, denn es vermin-
dert u. a. den Ausstoß klimaschädlicher 
Gase. Energiesparende Maßnahmen im 
Gebäudebereich führen häufig dazu, dass 
bei Neubauten und bei der Sanierung von 
Altbauten die Gebäudehülle „luftdichter“ 
wird. Der verringerte Luftaustausch zwi-
schen dem Innenraum und der Außenluft 
reduziert Wärmeverluste und spart daher 
auch Energiekosten. 
Kenntnisstand zu direkten gesund-
heitlichen Auswirkungen: Als erstes 
sind gesundheitliche Auswirkungen des 
Dämmmaterials selbst zu betrachten, 
beim Herstellungsprozess, bei der Verar-
beitung und bei der Entsorgung. Mine-
ralwolle oder Holzfasern sowie Wärme-
dämmverbundsysteme als auch gefüllte 
Ziegelsteine werden bei der Dämmung 
von Einfamilienhäusern eingesetzt, 
überwiegend wird jedoch das preis-
günstigere aber äußerst problematische 
Polystyrol verwendet. Die Marktdurch-
dringung von Dämmstoffen aus nach-
wachsenden Rohstoffen ist noch gering, 
während Dämmstoffe aus Styropor (Po-
lystyrol) einen Marktanteil von ca. 50 % 
halten und jene aus Mineralwolle ca. 
39 %, wie aus dem privaten „Branchenra-
dar Dämmstoffe 2014“ [44] hervorgeht. 
Polystyrol muss vor der Verwendung 
als Dämmplatte vielfach mit verschie-
denen Flammschutzmitteln behandelt 
werden, um eine schwerere Entflamm-
barkeit zu erreichen und bei der Bear-
beitung mit Heißdraht können giftige 
Dämpfe entstehen. Die diesbezüglichen 
Grenzwerte (Innenraumrichtwert I und 
II) für Wohnbereiche der angrenzen-
den Anwohner sind beispielsweise für 
Styrol festgelegt, wobei der Innenraum-
richtwert II nicht überschritten werden 
sollte (UBA Ausschuss für Innenraum-
richtwerte [48]). Richtwerte sind: RW I: 
0.03 mg/m³ und RW II 0.3 mg/m³ [36].
Im Brandfall können giftiges Kohlen-
monoxid sowie zum Teil andere giftige 
Stoffe freigesetzt werden. 
Die isolierten Fassaden werden auch 
häufig mit Chemikalien behandelt, um 
Algenbewuchs zu verhindern. Studien zu-
folge geraten diese Stoffe nach und nach 
mit dem Regen ins Grundwasser und das 
angrenzende Erdreich [37]. 
Problematisch ist bislang die zurzeit 
noch nicht geklärte Entsorgung in Müll-
verbrennungsanlagen. Expertinnen und 
Experten des Umweltbundesamtes for-
dern eine gesetzliche Lösung für den so-
genannten selektiven Rückbau, bei dem 
die Materialien einzeln entsorgt werden 
können.
Des Weiteren werden Gebäude durch 
die Dämmung luftdichter und als Fol-
ge dieses verminderten Luftaustausches 
kann es, bei mangelhafter Lüftung, zu 
Beeinträchtigungen der Innenraumluft-
qualität kommen. Emissionen aus Bau-
produkten und Materialien der Innen-
raumausstattung sowie Feuchtigkeit, die 
beispielsweise beim Duschen und Ko-
chen entsteht, muss durch geeignete Lüf-
tungskonzepte aus dem Hausinneren be-
fördert werden. Erhöhte Konzentrationen 
flüchtiger organischer Verbindungen und 
Schimmelpilzwachstum auf feuchten 
Wänden können – in Abhängigkeit vom 
jeweiligen Substrat – die Folge sein und 
dadurch negative gesundheitliche Folgen 
mit sich bringen.
Auch wenn die kausale Wirkungsket-
te zwischen einem konkreten Schimmel-
pilzbefall mit einem Gemisch aus ver-
schiedenen Schimmelpilzarten und mit 
ihm einhergehenden Milben- und bak-
teriellen Belastungen noch nicht gänzlich 
entschlüsselt ist, bleibt dennoch unbestrit-
ten, dass Schimmelpilzbefall Infektionen, 
Sensibilisierungen und Allergien, toxische 
Wirkungen sowie Geruchswirkungen und 
Befindlichkeitsstörungen auslösen kann. 
Diese sind abhängig von der gesundheit-
lichen Anfälligkeit der Menschen im In-
nenraum für Schimmelpilzexpositionen. 
Nützliche Hinweise können dem 
Schimmelleitfaden des Umweltbundes-
amtes und den Leitlinien des AWMF ent-
nommen werden [37, 38]: 
Kenntnislücken zu gesundheitlichen 
Aspekten: Nicht systematisch untersucht 
wurde die Dämmung der verschiedensten 
Baukörper auf ihre Kompatibilität mit den 
sie umhüllenden Dämmmaterialien (z. B. 
lassen sich Lehmhäuser nicht mit Polysty-
rol dämmen, da die Feuchtigkeit der Bau-
körper sich nicht allein durch Lüften aus 
dem Bau heraustransportieren lässt und 
zusätzlich immer wieder neue Feuchtig-
keit durch die Lehmwände hochgesogen 
wird).
Festgelegte Innenraumrichtwerte be-
ruhen auf definierten Luftwechselraten, 
die durch die energetische Sanierung dras-
tisch abnehmen. Das kann zu einer Akku-
mulation von Schadstoffen aus den in der 
Wohnung vorhandenen Materialien füh-
ren. Vielfach ist eine regelmäßige Lüftung 
(mehrmals täglich je 5 – 10 Minuten quer-
lüften) für das Aufrechterhalten eines ge-
sunden Wohnklimas nicht möglich (Ab-
wesenheit tagsüber, Schlaf nachts, in der 
kalten Jahreszeit auskühlen der Wohnung, 
da kein Wärmeaustausch stattfindet). In 
Neubauten und Null-Emissionshäusern 
mit einer integrierten Lüftungsanlage 
führt die Dämmung zu weniger negati-
ven Auswirkungen auf die Bewohnerin-
nen und Bewohner. 
Insgesamt fehlen eine vorherige Ab-
klärung der oben geschilderten Auswir-
kungen und eine lüftungstechnische Un-
terweisung, wie die Auswirkungen der 
Dämmung durch Lüftung verhindert wer-
den können. Ob eine Dämmung für spe-
zielle Baukörper überhaupt sinnvoll er-
scheint, lässt sich nur beantworten, wenn 
nicht nur nach energetischen sondern 
auch nach gesundheitlichen Aspekten in 
diesem mehrdimensionalen Entschei-
dungsprozess abgewogen wird. Es sollte 
jedoch darüber diskutiert werden, ob die 
aus energetischen Gründen wünschens-
werte Luftdichtheit aus hygienischer Sicht 
ebenso günstig ist.
Nach der Dämmung und der erhöhten 
Dichtigkeit des Gebäudes bleibt zu beob-
achten, wie sich die Materialien im Hin-
blick auf Feuchtregulation bzw. Aufstieg 
der Feuchte (beispielsweise bei älteren Ge-
bäuden ohne bauliche Maßnahmen zum 
Schutz vor aufsteigender Feuchte) verhal-
ten. Der geringere Luftaustausch hat auch 
Auswirkungen auf das Innenraumklima, 
z. B. durch die Abgabe von Schadstoffen 
aus den (alten) Baustoffen und deren mög-
liche Akkumulation in der Innenluft. So-
fern ein Luftaustausch bei abgedichteten 
Gebäuden durch Lüftungsanlagen gere-
gelt wird, fehlen diesbezügliche Erkennt-
nisse zur Nutzung im privaten Sektor, der 
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im Hinblick auf Wartung und Filteraus-
tausch der Verantwortung des Eigentü-
mers unterliegt und weniger reguliert ist 
wie in öffentlichen Gebäuden. 
Daneben bedarf es noch großer An-
strengungen, die Entsorgung der Dämm-
materialien nicht nur gesetzlich zu regeln, 
sondern auch geeignete Entsorgungstech-
niken zu entwickeln, um alle bei der Ver-
brennung entstehenden und vorhandenen 
Schadstoffe herausfiltern zu können.
Aspekte zu den indirekten Auswirkun-
gen: Bauliche Veränderungen von histo-
rischen Fassaden zu uniformen Putzfas-
saden, Verschwinden von Klinker- und 
Fachwerkbauten. Bei denkmalgeschütz-
ten Fassaden kann eine Innendämmung 
vorgenommen werden, die ihrerseits nicht 
unproblematisch ist: Innendämmung ge-
schieht auf Kosten der Wohnfläche, und 
es besteht die Gefahr der Schimmelpilz-
bildung durch eine Taupunktverschie-
bung. Zudem kann das zum Teil massive 
Mauerwerk nicht mehr als Wärmespei-
cher fungieren, da es sich außerhalb des 
gedämmten Raumes befindet. Es besteht 
zusätzlich eine Korrosions- und Frostge-
fahr der in der Wand verlegten Wasser- 
und Heizungsrohre.
Betrachtung gesundheitlicher 




Bislang sind die mit der Energiewende 
verbundenen Chancen und Risiken für 
die menschliche Gesundheit der Bevöl-
kerung noch nicht ausreichend sichtbar 
aufgegriffen und überprüft worden. Dies 
wäre notwendig, um eventuelle Umwelt- 
oder Gesundheitsschäden frühzeitig iden-
tifizieren zu können und falls erforderlich 
Gegenmaßnahmen einzuleiten.
Eine Gesamt-Bilanzierung solcher Be-
trachtungen könnte mit Hilfe der Gesund-
heitsfolgenabschätzung bewerkstelligt 
werden, einem Methodeninstrument zur 
verstärkten Berücksichtigung der gesund-
heitlichen Auswirkungen von politischen 
Maßnahmen in verschiedensten Sektoren. 
Dieser Prozess geht strukturiert der Frage 
nach, welche weitreichenden gesundheit-
lichen Konsequenzen ein solches (politi-
sches) Vorhaben voraussichtlich nach sich 
ziehen wird. Da eine solche Analyse der 
Gesundheitsauswirkungen zur Verbesse-
rung der Bevölkerungsgesundheit beitra-
gen kann, ist sie ein wichtiger Pfeiler im 




Bislang sind in Deutschland etablierte 
Instrumente einer Gesundheitsfolgen-
abschätzung (GFA) (engl. Health Im-
pact Assessment (HIA)) weitgehend 
ungenutzt geblieben. „Die Gesundheits-
folgenabschätzung als ein systematischer 
Prozess zur Analyse und Bewertung ge-
planter politischer Vorhaben hinsichtlich 
der möglichen positiven sowie negativen 
Auswirkungen auf die Gesundheit der Be-
völkerung und die Verteilung der gesund-
heitlichen Auswirkungen innerhalb der 
Bevölkerung“, könnte folglich auch in der 
Energie- und Ressourcenpolitik wesent-
lich dazu beitragen, die gesundheitlichen 
Auswirkungen der verschiedenen Tech-
nologien und Maßnahmen qualitativ und 
quantitativ zu bestimmen.
Aus umweltmedizinischer Sicht soll-
te in erster Linie sowohl die Definition 
und Benennung der umweltmedizinisch 
relevanten Aspekte bzw. der diesbezüg-
lichen Kenntnislücken und die Notwen-
digkeit, diese zu schließen, das Ziel sein. 
Erst in einem weiteren Schritt sollte die 
Gesundheitsfolgenabschätzung als In-
strument gestärkt werden. Werden bei 
vorhandener Datenlage Kenntnisse zu 
gesundheitlichen Auswirkungen be-
rücksichtigt, ist dieses Instrument auch 
für umweltmedizinische Belange aussa-
gekräftig.
Zusätzlich könnte mittels konsequen-
tem Einsatz einer GFA das Verständnis 
für den Stellenwert, den Gesundheit in-
nerhalb der Energiepolitik und für die Zu-
sammenarbeit der unterschiedlichen Ent-
scheidungsträger hat, erheblich gestärkt 
und Grundlagen möglicher Präventions-
strategien geschaffen werden.
Das Instrument Gesundheitsfolgen-
abschätzung hat sich in der Vergangen-
heit bereits vielfach als aussichtsreiche 
Möglichkeit zur konkreten Umsetzung 
der gesundheitspolitischen Strategie „Ge-
sundheit in allen Politikfeldern“ bewährt 
bzw. ist mit dieser Strategie eng verbun-
den [40]. Dabei kann der partizipatorische 
Prozess auch als ein strategisches Health 
Impact Assessment auf der Bundesebene 
genutzt werden.
Im Rahmen einer GFA werden kon-
krete (politische) Vorhaben systematisch 
auf ihre Auswirkungen auf die Gesund-
heit der Bevölkerung untersucht. Auf 
EU-Ebene wird die GFA als zukunfts-
trächtiges Instrument zur verstärkten Be-
rücksichtigung von Gesundheitsaspekten 
in unterschiedlichen Politikzusammen-
hängen gesehen und die Anwendung so-
wohl auf Ebene der EU-Institutionen als 
auch in den Mitgliedstaaten empfohlen 
[41]. Das Regionalbüro der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) in Europa hat 
die Etablierung von GFA in den Mit-
gliedsländern als eines der Gesundheits-
ziele 2020 definiert [42] und einen ent-
sprechenden Schwerpunkt im Netzwerk 
„Gesunde Städte“ verankert. Dabei kön-
nen sowohl strategische Ausrichtungen 
der Methode auf Bundesebene als auch 
projektbezogene Gesundheitsfolgenab-
schätzungen auf regionaler Ebene durch-
geführt werden.
Der GFA (oder HIA)-Ansatz gibt die 
Abfolge der Verfahrensschritte vor und 
bedient sich mehrerer Methoden wie Li-
teraturrecherche, Expertenanhörungen, 
Stakeholderbeteiligung sowie mathema-
tische Modellierung. Im Vorfeld werden 
die Aufgaben in einer Steuerungs- oder 
Lenkungsgruppe festgelegt und der Kreis 
der Beteiligten sowie die Beschreibung 
der zu bearbeitenden Wirkungsbereiche 
ausgewählt. Die Methode fügt damit eine 
Vielzahl von Informationen aus diversen 
Quellen zu einer stimmigen evidenzba-
sierten Bewertung und Prognose von ge-
sundheitsrelevanten Fragen bzw. poten-
ziellen Gesundheitsbeeinträchtigungen 
zusammen und bildet damit die Grund-
lage von Entscheidungen. Zu den Verfah-
rensschritten zählen Screening, Scoping, 
die eigentliche Analyse/Bewertung (App-
raisal) sowie ein Bericht inkl. Empfehlun-
gen, Evaluation und Monitoring. 
Insbesondere bei innovativen neu ein-
zuführenden Vorhaben (z. B. Verwendung 
neuer Materialien, neue Energieträger 
ohne Erfahrungswerte) fehlen naturge-
mäß aussagekräftige wissenschaftliche 
Untersuchungen zu den gesundheitli-
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chen Effekten. Hier können im Rahmen 
von Defizitanalysen Wissens- und For-
schungsbedarfe aufgezeigt werden. Da das 
Ziel einer GFA eine umfassende Analyse 
möglicher Gesundheitsfolgen darstellt, 
können auch die positiven gesundheitli-
chen Aspekte, die durch einen langfris-
tigen Ausstieg aus der Kern- oder Koh-
leenergie entstehen, in die Bilanzierung 
einbezogen werden.
Dessen ungeachtet fehlen bislang lang-
fristig angelegte epidemiologische Studi-
en, die im Kohortenansatz mögliche Zu-
sammenhänge beleuchten könnten. Eine 
evidenzbasierte epidemiologische Bestäti-
gung eines Kausalzusammenhangs ist oft, 
je nach Risikofaktor und Gesundheitsend-
punkt, erst nach einer langen Latenzzeit 
zu erwarten. Nach der Einführung neuer 
Maßnahmen könnten begleitende Studi-
en deshalb zu frühzeitigen Entscheidun-
gen und zur Verhinderung von Gesund-
heitsschäden beitragen.
Eine GFA bietet sich grundsätzlich für 
ein großes Spektrum von Möglichkeiten 
an. Die Energiewende als Gesamtprozess 
mit einer GFA zu beurteilen ist jedoch nur 
in einem interdisziplinären Ansatz unter 
Berücksichtigung umweltmedizinischer, 
technischer, ingenieurswissenschaftlicher 
und anderer Expertise möglich und erfor-
dert den Einsatz von finanziellen/personel-
len Ressourcen. Deshalb könnte es sich im 
Rahmen der Energiewende anbieten, die 
jeweiligen Maßnahmen zunächst getrennt 
voneinander zu betrachten und hierbei 
nach heutigem wissenschaftlichem Stand 
relevante Aspekte prioritär zu behandeln. 
Um vor einer möglichen wissenschaftli-
chen interdisziplinären Evaluation früh-
zeitig gesundheitsbezogene Aspekte in den 
Prozess der Energiewende zu inkludieren, 
empfiehlt es sich aus Sicht der Kommissi-
on, umweltmedizinische Expertise in die 
technischen Gremien zur Normengebung 
einzuholen. Auch sollten die Maßnahmen 
der Energiewende bzgl. deren Effektivi-
tät begleitend beobachtet werden, um die 
Bewertung nicht in erster Linie auf Hoch-
rechnungen zu stützen. Im Hinblick auf 
die politisch intendierte Förderung von 
Maßnahmen zur Energiewende sollten 
Maßnahmen zur Produktförderung mit 
gesundheitlichen Aspekten verknüpft wer-
den; dies kann als innovativer Aspekt zur 
nachhaltigen Stärkung des Wirtschafts-
standorts Deutschland beitragen.
Die Stellungnahme wurde von der 
Kommission Umweltmedizin am Robert 
Koch-Institut per Umlaufbeschluss im 
April 2016 verabschiedet.
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